Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

UwG § 1
Asbestimporte

Der Vertrieb importierter Asbestware, die im Ausland
nach den dortigen Vorschriften ordnungsgemas, aber
ohne Beachtung von Sicherheitsbestimmungen hergestellt
worden ist, wie sie im Inland zum Schutz der Arbeit-
nehmer vor Asbestose bestehen, ist nicht wettbewerbs-
widrig i.S. von § 1 UWG.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf
die miindliche Verhandlung vom 9. Mai 1980 durch den Vor-
sitzenden Richter Dr. Frhr. v. Gamm und die Richter Alff,
Dr. Windisch, Dr. Zilch und Dr. Piper

fiir Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des

3. Zivilsenats des Hanseatischen Ober-
landesgerichts Hamburg vom 16. Mdrz 1978
wird auf Kosten der Kldgerin zurlickge-

wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Parteien sind Wettbewerber. Sie produzieren und
verkaufen Asbestwaren, insbesondere Halbfertigfabrikate wie
Asbestgarne und Asbestgewebe, die u.a. im Kraftfahrzeugge-
werbe filir Kupplungs- und Bremsbeldge Verwendung finden. Einen
Teil der von ihr vertriebenen Erzeugnisse importiert die Be-

klagte aus Sidkorea.

Im Gegensatz zu den Arbeitsverhdltnissen in Siidkorea
vollzieht sich die Verarbeitung von Asbest in der Bundesre-
publik Deutschland unter umfangreichen und wirtschaftlich
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aufwendigen Sicherheitsvorkehrungen, die erforderlich sind,
weil der bei der Verarbeitung anfallende Asbest-Feinstaub

bei einer bestimmten Staubkonzentration Asbestose, eine Be-
rufskrankheit, hervorruft. Ferner gehdrt Asbest zu den Stof-
fen, deren Einwirkung nach dem gegenwdrtigen Stand der Wissen-
schaft  eine Krebsgefdhrdung filir den Menschen bedeutet. Die Un-
fallverhiitungsvorschrift zum "Schutz gegen gesundheitsgefdhr-
lichen mineralischen Staub (VBG 119)" der Textil- und Beklei-
dungs-Berufsgenossenschaft, die seit dem 1. April 1973 in der
Bundesrepublik in Geltung ist, bestimmt daher, daf Asbest-
Feinstaub im Arbeitsraum nur bis zu einer gewissen Konzentra-
tion auftreten darf.

Derartige oder andere SicherheitsmaSnahmen zum Schutz
vor Asbeststaub gibt es in Silidkorea nicht, wie das Berufungs-
gericht auf Grund des insoweit iibereinstimmenden Vortrags
der Parteien festgestellt hat. Auch gilt in Siidkorea nicht
das "Ubereinkommen Nr. 139 der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) vom 24. Juni 1974 iiber die Verhilitung und Be-
kdmpfung der durch krebserzeugende Stoffe und Einwirkungen
verursachten Berufsgefahren", durch das die Mitgliedsstaaten
der ILO, die dieses Ybereinkommen ratifizieren, bestimmte
staatliche Aufsichts- und Schutzpflichten iibernommen haben.
Von den 126 Staaten, die der ILO angehdren, haben bislang
15 das Ubereinkommen ratifiziert, von den gr&B8eren Industrie-
nationen nur die Bundesrepublik und Japan. In der Bundes-
republik ist es auf Grund des Gesetzes vom 13. Mai 1976
(BGBl1 II S. 577) seit dem 23. August 1977 in Kraft (Bekannt-
machung vom 9. September 1976, BGBl1 II S. 1680).

Die Kl&gerin h&dlt es im Sinne von § 1 UWG fiir wettbewerbs-

widrig, daB8 die Beklagte Asbesterzeugnisse, die in Siidkorea



unter lebens- und gesundheitsgefdhrdenden Bedingungen herge-
stellt werden, in die Bundesrepublik importiert und zu
Preisen anbietet, die, wie sie vorgetragen hat, fir die
heimische Asbestindustrie nicht einmal kostendeckend sind.
Die Herstellung von Asbestwaren ganz ohne Sicherheitsvorkeh-
rungen verstofie gegen Grundanforderungen jeder sittlichen
Ordnung, weil eine Produktion, die auf der Gefihrdung der
menschlichen Gesundheit und des menschlichen Lebens aufbaue,
aus sittlichen, rechtlichen und sozialen Grinden zu miSbilli-
gen sei. Durch das Ubereinkommen Nr. 139 der ILO vom

24. Juni 1974 seien diese Grundsdtze international dahin
konkretisiert worden, daB bei der Herstellung von Asbest-
waren zur Vermeidung von Lebens- und Gesundheitsgefdhrdungen
der Arbeitnehmer bestimmte Mindestanforderungen zwingend
einzuhalten seien. Es gehe also keineswegs darum, spezifi-
sche deutsche kulturelle und soziale Wertvorstellungen auf
die Lebensverhdltnisse in Silidkorea zu iibertragen. Wenn sich
die Beklagte gleichwohl mit dem Import und Verkauf von
Waren, die in Siidkorea unter MiBachtung weltweit anerkannter
sittlicher Gebote und Gepflogenheiten hergestellt worden
seien, am Wettbewerb beteilige, verstoBe sie damit gegen

die guten Sitten. Zugleich bedrohe sie die Existenz der
heimischen Asbestindustrie. Denn seit der Einfilhrung der Un-
fallverhiitungsvorschrift der Berufsgenossenschaft Textil- und
Bekleidung vom 1. April 1973, die umfangreiche technische
MaBSnahmen (Schutzvorrichtungen an den Asbestverarbeitungs-
maschinen, Absaugvorrichtungen und stdndige Luftreinigung

im gesamten Fabrikationsraum) und medizinische Vorkehrungen
mit sich gebracht habe, belaufe sich der Anteil der dafir
aufgewandten Kosten auf 20 % der Gesamtherstellungskosten
von Asbestgarnen und -gewebe. Der siildkoreanischen Asbestin-
dustrie, die solche Aufwendungen nicht habe, sei es daher



méglich, ihre Erzeugnisse zu Preisen anzubieten, die unter
den Gestehungskosten der deutschen Hersteller ldgen. In-
folgedessen habe sich der Anteil des Imports, der 1972 nur
30,6 % des Umsatzes der inld@ndischen Produktion betragen
habe, bis zum Jahre 1976 nahezu verdoppelt und vergrdBere
sich weiter.

Dariiber hinaus sei die Klage auch deshalb begriindet,
weil die Arbeitsbedingungen, unter denen die importierten
Waren hergestellt wiirden, nicht den in der Bundesrepublik
Deutschland geltenden Arbeitsplatzschutzbestimmungen ent-
sprdchen. Es sei zu formal, den Geltungsbereich dieser Be-
stimmungen nur auf die Herstellung von Asbestwaren in der
Bundesrepublik, nicht aber auf Importe aus Siidkorea zu
beziehen. Es gehe nicht an, daB8 bei v&lliger Unzulédnglich-
keit des auslédndischen Rechts das deutsche Wettbewerbsrecht
unberiicksichtigt bleibe. Die Beklagte diirfe daher nicht anders
behandelt werden, als wenn ein deutscher Asbesthersteller
gegen die deutschen Vorschriften verstofen wiirde. Ferner
verletze die Beklagte auch die Bestimmungen des Ybereinkom-
mens Nr. 139 der ILO. Da es sich dabei um eine auf inter-
nationalen Wertvorstellungen beruhende Regelung handele,
werde der VerstoB der Beklagten in der Bundesrepublik im Rah-
men von § 1 UWG bedeutsam.

SchlieBlich verletze die Beklagte gute kaufmd@nnische
Sitten auch unter dem Gesichtspunkt der Ausnutzung eines in-
ternationalen Rechtsgefdlles. Sie nutze die Unterschiedlich-
keit des Rechtszustandes zwischen der Bundesrepublik und
Siildkorea zu Lasten der deutschen Asbestindustrie aus, um
den eigenen Wettbewerb zu fdrdern. Wie das sprunghafte An-
steigen der Importzahlen zeige, habe der inl&ndische Her-
steller, der die in der Bundesrepublik geltenden Arbeits-



platzschutzvorschriften beachten miisse, gegeniiber den aus

Siidkorea importierten Billigprodukten immer geringer wer-
dende Chancen.

Zumindest aber miisse der Beklagten verboten werden, Im-
portware aus Siildkorea anzubieten, ohne 2zugleich deutlich
sichtbar auf die besonderen Umstdnde der Herstellung hinzu-
weisen. Die Beachtung allgemein anerkannter Vorbeugemafnah-
men zur Vermeidung gesundheitlicher Schdden der Arbeitnehmer
bei der Asbestherstellung sei fiir den deutschen Kdufer ein
Umstand, der seinen KaufentschluB wesentlich beeinflusse.

Ein nicht unerheblicher Teil der einschld@gigen Verkehrskreise
wiirde es ablehnen, eine Ware zu kaufen, wenn er wiiBte, das
sie unter gesundheits- und lebensgefihrdenden Umstdnden her-
gestellt worden sei. Deshalb tdusche die Beklagte den Ver-
kehr {iber Eigenschaften der von ihr angebotenen Asbesterzeug-
nisse und verstoBe damit auch gegen § 3 UWG.

Die Klagerin hat beantragt,

der Beklagten unter Androhung von Zwangs-

mitteln zu verbieten,

aus Siidkorea importierte Asbestgewebe und/
oder Asbestgarne in der Bundesrepublik
Deutschland einschlieBlich Westberlin an-
zubieten, wenn diese Produkte nicht unter
Beriicksichtigung derjenigen gesetzlichen
Bestimmungen hergestellt sind, die dafiir

in der Bundesrepublik Deutschland bestehen,

hilfsweise:

aus Siidkorea importierte Asbestgewebe und/



oder Asbestgarne in der Bundesrepublik
Deutschland einschlieBlich Westberlin an-
zubieten, wenn diese Produkte unter Ar-
beitsbedingungen hergestellt wurden, bei
denen freie Asbestfasern mit einem geringe-
ren Durchmesser als 3 ym und Ldngen von

5 - 100 ym, in gr&Berer Konzentration als

2 Fasern/cm3 bzw. 0,1 mg/m3 im Arbeitsraum
entstehen,

welilter hilfsweise:

aus Siidkorea importierte Asbestgewebe und/
oder Asbestgarne in der Bundesrepublik
Deutschland einschlieBlich Westberlin an-
zubieten, ohne gleichzeitig deutlich sicht-
bar darauf hinzuweisen, daB diese Produkte
unter Arbeitsbedingungen hergestellt wurden,
bei denen freie Asbestfasern mit einem ge-
ringeren Durchmesser als 3 ym und Lidngen von
5 - 100 ym in grdBerer Konzentration als 2 Fa-
sern/cm3 bzw. 0,1 mg/m3 im Arbeitsraum ent-
stehen.

Die Beklagte hat einen Wettbewerbsversto8 in Abrede ge-
stellt. Ihrer Auffassung nach ist es weder ein VerstoB gegen
die guten Sitten im Sinne von § 1 UWG, wenn sie Asbestimporte
aus Sildkorea auf dem inldndischen Markt anbiete, noch werde
der Verkehr iiber relevante geschdftliche Umstd@nde im Sinne von
§ 3 UWG getduscht. Es sei nicht zu beanstanden, wenn sie von
der auf dem Weltmarkt angebotenen Ware die preisgilinstigste
einkaufe. Die Herstellung der Asbestware in Siidkorea voll-



ziehe sich vollkommen legal und unter Beachtung der dort
herrschenden Vorschriften, Sitten und Gepflogenheiten. Zwar
gebe es in Siidkorea keine Vorschriften und Vorkehrungen zum
Schutz der Arbeitnehmer bei der Herstellung von Asbesterzeug-
nissen. Aber es diirfe nicht iibersehen werden, daB in Siidkorea
andere Vorstellungen iiber Arbeitsbedingungen und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz herrschten als in den westlichen
Industriestaaten, was darauf beruhe, daB8 in Lidndern wie Siid-
korea der Arbeitsplatz zur Existenzerhaltung der Menschen
noch wichtiger sei als Schutzvorschriften, die angesichts

der dortigen Verhdltnisse wirtschaftlich nicht tragbar seien
und die Arbeitsplédtze gefdhrdeten. Daneben sei zu berilicksich-
tigen, daB in Slidkorea, bedingt durch eine andersartige
Kultur, andere Wertvorstellungen Geltung hdtten als in den
westlichen Kulturstaaten. Durch den Import der unter solchen
Verhdltnissen erzeugten Produkte wilirden die deutschen Arbeits-
platzschutzvorschriften, die sich lediglich auf die industrielle
Fertigung im Inland bez&dgen, nicht beriihrt. AuBerdem sei es
generell und nicht nur bei Asbesterzeugnissen so, daB die

in Betracht kommenden Verkehrskreise beim Absatz von Import-
ware nicht danach fragten, ob bei der Herstellung die inl&dndi-
schen Vorstellungen iiber Arbeitszeit, Schutz vor Berufskrank-
heiten und Unfallgefahren, Kinderarbeitsschutz usw. eingehal-
ten worden seien. Im iibrigen erfolge der Import der in Sid-
korea legal hergestellten Asbestware unter Offenlequng aller
interessierenden Umstdnde und unter Beachtung der einschl&gi-
gen Zoll- und Steuerbestimmungen. Die eingefiihrte Ware
entspreche qualitativ in jeder Hinsicht den inldndischen
Konkurrenzprodukten. Der Beklagten kdnne daher auch nicht
vorgeworfen werden, daS sie irrefiihrende Angaben mache. Dem
Abnehmer komme es auf Qualitdt und Preis der Ware an. Die
Kenntnis der Umstdnde der Herstellung oder der Produktions-

bedingungen sei fiir ihn dabei nicht von Bedeutung.



Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlandes-
gericht hat die Berufung der Kldgerin zuriickgewiesen. Dagegen
richtet sich die Revision der Kldgerin, die ihr Klagebegehren
weiterverfolgt. Die Beklagte beantragt, die Revision zuriick-
zuweisen.

Entscheidungsgriinde

I. Das Berufungsgericht hdlt die Klageanspriiche weder

aus § 1 UWG noch aus § 3 UWG fiir gerechtfertigt. Dazu fiihrt
es aus:

Es konne filir sich genommen nicht als wettbewerbswidrig
angesehen werden, wenn Anbieter aus dem In- oder Ausland
einen Mitbewerber oder die heimische Industrie wirtschaftlich
unter Druck setzten und iberfliligelten. Solche Folgen, die
in der Natur des Wettbewerbs ldgen, miisse jeder Wettbewerber
hinnehmen.

Dariiber hinaus lasse sich das Klagebegehren nicht mit
einer Verletzung auBerwettbewerbsrechtlicher Normen begriinden.
Die in der Bundesrepublik geltenden Arbeitsplatzschutzvorschrif-
ten verletze die Beklagte nicht, weil sie die Importware auf
dem inl&ndischen Markt lediglich anbiete. Ebensowenig verstoBe
sie gegen ausldndische Rechtsnormen, weil die Herstellung
der importierten Asbestprodukte in Silidkorea mit den dort gel-
tenden Vorschriften in Einklang stehe. Das Ubereinkommen
Nr. 139 der ILO vom 24. Juni 1974 kdnne ihr die Kldgerin
ebenfalls nicht entgegenhalten. Dieses richte sich nicht an
Einzelpersonen, sondern verpflichte allein die vertrags-
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schlieBenden Mitgliedstaaten. Siidkorea sei iiberdies weder

Mitglied der ILO, noch sei es dem Ubereinkommen beigetreten.

Des weiteren kdnne das Verhalten der Beklagten auch bei
Heranziehung der Rechtsprechung des BGH zur Frage der Ausnut-
zung eines internationalen Rechtsgefdlles nicht als wettbe-
werbswidrig bezeichnet werden. Jener Rechtsprechung (GRUR 1977,
672 - Weltweit-Club) ldgen andere Voraussetzungen als hier zu
Grunde. Im Streitfall gehe es nur darum, daB es inl&ndischen
Erzeugern aus wirtschaftlichen Griinden nicht m&glich sei, mit
den Preisen fiir Importware Schritt zu halten. Daraus lasse
sich der Vorwurf wettbewerbswidrigen Verhaltens nicht her-
leiten.

SchlieBlich verstofe es nicht gegen die guten Sitten im
Sinne von § 1 UWG, wenn die Beklagte Asbesterzeugnisse im-
portiere, die ohne die in der Bundesrepublik vorgeschriebenen
Sicherheitsvorkehrungen hergestellt worden seien. Die Vor-
stellungen iiber die Erfordernisse des Schutzes der Arbeitneh-
mer prdgten sich in den unterschiedlichen Sozialordnungen
auch unterschiedlich aus. Daraus folge aber nicht, da8 nur
solche Waren auf den freien Markten zuzulassen seien, deren
Produktionsbedingungen den in der Bundesrepublik oder in
Liandern verwandter Entwicklungsstufe herrschenden Vorstellun-
gen entsprdchen. Es sei Sache jedes Einzelstaats, die Voraus-
setzungen und Bedingungen der Warenproduktion zu regeln.
Nicht selten wiirden zwar dabei gesundheitliche Schiddigungen
der an der Produktion beteiligten Arbeitnehmer hingenommen.
Das rechtfertige es aber in der Regel nicht, den Handel mit
derartigen Erzeugnissen als sittenwidrig im Sinne von § 1 UWG
anzusehen. Es sei zwar denkbar, daf durch einzelstaatliche
Regelungen sittliche Grundvorstellungen verletzt wiirden,

denen im Sinne des Naturrechts selbstverstdndliche Geltung
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zukomme und die iiberall und fiir jedermann unabhdngig wvon
staatlichen Rechtsnormen verbindlich seien. Der rechtliche
Schutz vor Berufsunfallgefahren im Rahmen der industriellen
Produktion falle jedoch nicht in diesen Bereich. Fiir diese
Bestimmungen sei vielmehr gerade die Prdgung aus dem wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklungsland eines jeden Einzel-
staats typisch. Daran &@ndere auch die Tatsache nichts, das
sich in diesen Bereichen ilibergreifende Normen zu bilden
begdnnen, wie sie etwa das Ubereinkommen Nr. 139 der ILO
enthalte.

Eine Irrefiihrung des Verkehrs durch die Beklagte im
Sinne von § 3 UWG sei ebenfalls nicht gegeben. Mit irrefiih-
renden Angaben habe die Beklagte die von ihr vertriebenen
Importprodukte nicht versehen, und eine Aufkldrungspflicht
iiber die Arbeitsbedingungen, unter denen die Produkte herge-
stellt worden seien, treffe sie nicht. Qualitativ seien die
importierten Erzeugnisse den inldndischen gleichwertig. Auf
Bedenken moralischer Art, die sich aus den Arbeitsbedingungen
bei der Warenproduktion ergdben und einen Teil der Interessen-
ten vom Kauf abhalten konnten, brauche die Beklagte nicht
hinzuweisen, weil das weder fiir die Kennzeichnung der Ware
erforderlich sei noch von den angesprochenen Verkehrskreisen
erwartet werde. Ublich seien allein Sachangaben zum wirt-
schaftlichen Wert der Ware, nicht aber Mitteilungen iiber
Arbeitsbedingungen, unter denen die Ware hergestellt worden
sei. Nach der Lebenserfahrung bestehe gerade bei Produkten
aus Entwicklungsldndern kein Anhalt fiir die Annahme, da die
Art der Arbeitsbedingungen ein flir den Kaufentschluf ent-
scheidender Umstand sei.
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II. Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe der
Revision haben keinen Erfolg.

1. Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen,
daB der durch die Billigimporte der Beklagten auf die Kl&dgerin
und die lbrigen inldndischen Asbesthersteller ausgeiibte Preis-
druck als solcher nicht geeignet ist, den Vorwurf der Wett-
bewerbswidrigkeit im Sinne von § 1 UWG gegen die Beklagte
zu begriinden. Wie auch von der Revision nicht verkannt wird,
liegen Preisuntérbietungen im Wesen eines an den Grundsdtzen
marktwirtschaftlicher Ordnung orientierten Wettbewerbs. Nach
stdndiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs steht es dem
Unternehmer grundsdtzlich frei, seine Preisgestaltung in ei-
gener Verantwortung vorzunehmen (BGH GRUR 1979, 321, 322 -
Verkauf unter Einstandspreis). Wiederholt hat der Bundesge-
richtshof ausgesprochen, daf selbst eine Preisgestaltung
unter Selbstkosten oder unter Einstandspreis wettbewerbs-
rechtlich grunds&dtzlich nicht zu beanstanden ist (BGH a.a.O.,
m.w.N.). An dieser Rechtsprechung ist festzuhalten. Sie gilt
auch dann, wenn - wie hier - durch Einfuhr billigerer aus-
landischer Produkte die Preise inldndischer Anbieter unter
Druck geraten. Soweit es der Kldgerin darum geht, daB durch
unerwlinschte Fehlentwicklungen im Zusammenhang mit dem
Import von Billigprodukten die inldndische Asbestindustrie
gefdhrdet oder ausgeschaltet wird, spricht sie eine nicht
in den Anwendungsbereich des UWG fallende wirtschaftspoli-
tische Aufgabe an. Anhaltspunkte flir einen unzuldssigen
Behinderungswettbewerb, der in diesem Zusammenhang wettbe-
werbsrechtlich allein in Betracht kommen k&nnte, hat die
Kldgerin nicht vorgetragen.
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2. Das Berufungsgericht ist weiter mit Recht davon aus-
gegangen, daf sich die zum Schutz gegen gesundheitsgef&hr-
lichen mineralischen Staub erlassene Unfallverhiitungsvor-
schrift der Berufsgenossenschaft Textil- und Bekleidung vom
1. April 1973 nur auf die Verarbeitung von Asbest in der
Bundesrepublik bezieht, nicht aber auf Erzeugnisse, die im
Ausland gefertigt und in die Bundesrepublik eingefiihrt werden.

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts steht
die Herstellung der von der Beklagten eingefiihrten Asbest-
erzeugnisse auch nicht in Widerspruch zu den in Siidkorea
geltenden Vorschriften. Gegen das Ubereinkommen Nr. 139 der
ILO vom 24. Juni 1974 verst6Bt die Beklagte ebenfalls nicht.
Abgesehen davon, daB Siidkorea nicht Mitglied der ILO ist und
das Ubereinkommen nicht ratifiziert hat, begriindet dieses,
wie das Berufungsgericht zutreffend dargelegt hat, ausschlieg-
lich Pflichten der vertragsschlieBenden Mitgliedstaaten.

3. Das Berufungsgericht hat ferner mit Recht eine Heran-
ziehung des Gesichtspunkts einer unlauteren Ausnutzung des
internationalen Rechtsgef&lles (vgl. BGH GRUR 1977, 672 -
Weltweit-Club) abgelehnt. Der Sachverhalt, wie er der
Weltweit-Club-Entscheidung zugrunde gelegen hatte, ist mit
der Fallgestaltung in der anhdngigen Sache nicht vergleich-
bar. Eine wettbewerbswidrige Ausnutzung des internationalen
Rechtsgefdlles kann dann nicht in Betracht kommen, wenn
- wie es hier der Fall ist - eine im Ausland nach der dorti-
gen Rechtsordnung ordnungsgemdB8 hergestellte Ware unter
Beachtung aller Vorschriften offiziell in das Inland einge-
filhrt und hier als Importware vertrieben wird.
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4. Fir die Beurteilung der Klageanspriiche, die die K1l&-
gerin aus § 1 UWG herleitet, kommt es daher darauf an, ob
der Revision entgegen der Auffassung der Vorinstanzen darin
beigepflichtet werden kann, daf durch die Arbeitsbedin-
gungen bei der Herstellung von Asbesterzeugnissen in Stidkorea
sittliche Grundanforderungen, die an jede menschliche und
staatliche Ordnung zu richten sind, in so starkem MaBe verletzt
werden, daB auch der Handel mit derartigen Produkten guten
kaufmé@nnischen Sitten widerspricht. Die Revision macht geltend,
es sei zu formal, wenn das Berufungsgericht den gegen die Be-
klagte zu erhebenden Vorwurf wettbewerbswidrigen Verhaltens mit
der Begriindung zurilickweise, inlandische Unfallverhitungsvor-
schriften seien nicht verletzt und Schutzvorschriften Siidkoreas
existierten nicht. Zwar erkenne auch das Berufungsgericht an,
daB es Fdlle gebe, in denen Grundvorstellungen verletzt wiirden,
die filir jede menschliche Gemeinschaft verpflichtend seien. Je-
doch argumentiere es zu eng, wenn es ausfilhre, daB8 das Fehlen
des Schutzes vor Berufsunfallgefahren nicht in diesen Bereich
falle. Aus dem Rechtszustand, wie er in der Bundesrepublik und
in anderen Asbestherstellerlidndern gelte, und aus dem Uberein-
kommen Nr. 139 der ILO vom 24. Juni 1974, das elementare sitt-
liche Grundvorstellungen aller Kulturstaaten konkretisiert
und kodifiziert habe, ergebe sich, daB eine Rechtsordnung, die
den Schutz des Lebens und der korperlichen Unversehrtheit der
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz vernachldssige, keine Geltung be-
anspruchen kénne. Das Fehlen menschenwliirdiger Arbeitsbedin-
gungen misse zumindest dann berilicksichtigt werden, wenn die
Arbeitsbedingungen eine Warenfabrikation zu Preisen erm&g-

liche, die die inladndische Industrie erdrossele.

Die Ausfiihrungen und Erwdgungen des Berufungsgerichts
halten auch diesen Angriffen der Revision stand. Das Beru-

fungsgericht hat nicht verkannt, daB es aus humanité&ren
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Griinden geboten erscheint, Arbeitnehmer im Ausland in gleicher
Weise vor Gesundheitsbeeintrdchtigungen zu schiitzen, wie es

in der deutschen Asbestindustrie der Fall ist. Bei seiner
Entscheidung hat es andererseits aber auch nicht {iibersehen,
daB sich die Arbeitsbedingungen, unter denen sich die Ferti-
gung industrieller Erzeugnisse in den einzelnen L&ndern der
Erde vollzieht, zum Teil erheblich voneinander abweichen,

und daB es deshalb nicht ohne weiteres mdglich ist, im Inland
nur solche Waren zum Handel zuzulassen, deren Produktions-
verhdltnisse denen der Bundesrepublik oder vergleichbarer
Liander entsprechen. Wenn das Berufungsgericht in diesem Zu-
sammenhang ausfithrt, daB8 die Ordnung der Arbeits- und Pro-
duktionsverhdltnisse in den zu respektierenden und autonomen
Bereich einer jeden einzelstaatlichen Rechtssetzungsbefugnis
falle, so hat es damit grundsadtzlich zutreffend die Folgerung
aus der Tatsache gezogen, daB sich die an den Schutz der
Arbeitnehmer zu stellenden Anforderungen an der jeweiligen
historischen, kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen und
rechtlichen Entwicklung eines Gemeinwesens orientieren und
deshalb in den einzelnen staatlichen Ordnungen eine vom
inldndischen Rechtszustand abweichende Regelung erfahren
dilrfen. Die Revision verkennt die Bedeutung dieser Erwédgun-
gen, wenn sie unter Hinweis auf Art. 30 EGBGB den fiir die
Produktion von Asbestfabrikaten in Sidkorea bestehenden Rechts-
zustand filir unbeachtlich h&dlt ung sich dabei auf Vorstellungen
stiitzt, wie sie sich in der Bundesrepublik und Landern mit ver-
gleichbarer wirtschaftlicher Entwicklung ausgeprdgt haben und
dem ILO-Ubereinkommen vom 24. Juni 1974 2zu Grunde liegen. Ent-
gegen der Ansicht der Revision kann mit dem Berufungsgericht
nicht davon ausgegangen werden, daB solche Vorstellungen zu
jeder Zeit und in allen Ld&ndern auch ohne eine positiv-recht-
liche Regelung ein sich von selbst verstehendes, naturrecht-
lich vorgegebenes Gemeingut seien. Das Ubereinkommen Nr. 139
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der ILO vom 24. Juni 1974 verlangt Verbindlichkeit und Beach-
tung nur von denjenigen seiner Mitglieder, die es rati-
fiziert haben (vgl. Art. 1 - 8 des Ubereinkommens). Es gilt
bislang auch nur in 15 der weit iiber 100 Mitgliedstaaten

der ILO, darunter in der Bundsrepublik und Japan, aber bei-
spielsweise nicht in den USA, Kanada, GroBbritannien, Frank-
reich, Italien und der UdSSR, die das Ratifikationsverfahren
noch nicht durchgefiihrt haben. Der Auffassung der Revision,
in dem Ubereinkommen Nr. 139 der ILO spiegelten sich elemen-
tare sittliche Grundvorstellungen wieder, die auch im Be-
reich der Asbestindustrie in allen Ldndern SchutzmaSnahmen
am Arbeitsplatz verlangten, kann daher in dieser Allgemein-
heit und mit der von der Revision in den Vordergrund gestell-
ten Bedeutung fiir die Anwendung des UWG nicht beigetreten
werden. Aber auch die in der Bundesrepublik und in anderen
vergleichbaren Industrienationen herrschenden Auffassungen
iiber Arbeitsschutz k&énnen nicht ohne weiteres als Allgemein-
gut aller L&nder und Vdlker und als Ausdruck einer weltweit
gliltigen sittlichen Grundeinstellung angesehen werden.
ArbeitsplatzschutzmaBnahmen, wie sie die Revision fir erfor-
derlich h&lt, sind auch in diesen L&ndern erst allmdhlich
und erst in jlingerer Zeit verwirklicht worden. Die Unfall-
verhlitungsvorschrift zum "Schutz gegen gesundheitsgefdhr-
lichen mineralischen Staub" der Textil- und Bekleidungs-Berufs-
genossenschaft, auf die sich die Revision stiitzt, gilt erst
seit dem 1. April 1973 und das Ubereinkommen der ILO vom

24. Juni 1974 ist im Bereich der Bundesrepublik erst am

23. August 1977 in Kraft getreten. Die Revision muB sich
auch entgegenhalten lassen, daB die Entwicklung, in der sich
Ausbau und Verbesserung des Arbeitsschutzes vollziehen, nicht
an den Magstdben modernerer Industrieldnder gemessen werden

kann. Diese Entwicklung wird nicht nur von den rechtlichen,
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kulturellen, sozialen und religidsen Anschauungen iiber das
Wesen und Wirken des Menschen bestimmt, sondern auch von der
jeweiligen Wirtschaftskraft, die gerade in Entwicklungslén-
dern vielfach nicht ausreicht, Arbeitsplatzschutzvorstel-
lungen Rechnung zu tragen, wie sie sich aus medizinischen

und technigchen Erkenntnissen ergeben und nach dem Standard
der Bundesrepublik oder dem vergleichbarer Staaten als unab-
weisbar erscheinen und dort - auch im Hinblick auf die Kon-
kurrenzsituation - finanzierbar erscheinen. In diesem Zu-
sammenhang gewinnt auch der Hinweis der Beklagten Gewicht,
daB8 in Ladndern, die wie Siidkorea nicht zu den wirtschaftlich
entwickelteren Industrienationen gehdren, Arbeitsplédtze zur
Existenzerhaltung noch wichtiger seien als Arbeitsplatzschutz
maBnahmen, die als zur Zeit noch 2zu teuer und wirtschaftlich
nicht tragbar die Arbeitsplédtze gefdhrdeten. Wenn deshalb das
Berufungsgericht bei Priifung des Klagebegehrens unter dem Ge-
sichtspunkt des § 1 UWG den Handel mit Asbesterzeugnissen

aus Sildkorea nicht mit den gleichen sittlichen MaBstdben ge-
messen hat, die bei einer Erzeugung dieser Produkte im Inland
anzulegen sind, so liegt darin kein mit der Revision angreif-
barer RechtsverstoS$.

5. Soweit das Berufungsgericht die mit dem zweiten Hilfs-
antrag geltend gemachten Anspriiche aus § 3 UWG zuriickgewiesen
hat, erweist sich die Revision ebenfalls als unbegriindet. Zu-
treffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, das die
Beklagte im Zusammenhang mit dem Vertrieb der von ihr aus Sid-
korea importierten Produkte keine irrefiihrenden Angaben ge-
macht hat. Das greift die Revision auch nicht an. Soweit sie
geltend macht, das Berufungsgericht habe verkannt, dag die
Beklagte verpflichtet sei, im Handel mit den von ihr aus Sid-
korea eingefiihrten Waren auf die Arbeitsverhdltnisse hinzuwei-
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sen, unter denen die Produkte hergestellt worden seien,

begegnet das angefochtene Urteil ebenfalls keinen recht-
lichen Bedenken.

Das Berufungsgericht hat hierzu ausgefiihrt, auf die
Arbeitsverhdltnisse in Siidkorea brauche die Beklagte beim
Handel mit den von ihr importierten Produkten nicht hinzu-
weisen, weil solche Hinweise fiir die Qualitdt und Wert-
schdtzung der Ware ohne Bedeutung seien und von den ange-
sprochenen Verkehrskreisen auch nicht erwartet wiirden.
tiblich seien Angaben zu Qualitdt und Preis und andere Sach-
angaben, aber nicht Mitteilungen iliber Arbeitsbedingungen,
unter denen die Ware hergestellt worden sei. Die Revision
wendet dagegen ein, daBf der Anbieter von Waren, die unter
den in Siddkorea herrschenden Arbeitsbedingungen hergestellt
worden seien, die sittliche und rechtliche Pflicht habe, den
Kdufer iiber die Umstédnde der Herstellung zu unterrichten,
weil sie flir dessen KaufentschluB von Bedeutung sein kdnnten.
Der Erwerber miisse ndmlich damit rechnen, daB8 ihm innerbe-
trieblich und in der Offentlichkeit vorgeworfen werde, er
handele mit Erzeugnissen, bei dessen Herstellung das Leben

und die Gesundheit ausladndischer Arbeitnehmer gefdhrdet wor-
den sei.

Diesen Erwdgungen der Revision kann nicht gefolgt wer-
den. Wie das Berufungsgericht in tats&dchlicher Hinsicht
festgestellt hat, erwartet der Verkehr lediglich Sachangaben,
insbesondere solche, die AufschluB i{iber den wirtschaftlichen
Wert der angebotenen Waren geben. Schon aus diesem Grunde
liegt es regelmdgig fern, aus dem Fehlen von Hinweisen auf
die hier in Rede stehenden Arbeitsbedingungen eine Irrefiih-

rung im Sinne von § 3 UWG herzuleiten. Der Hinweis der
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Revigion, dem Erwerber einer Ware kdénnten die anstéB8igen
Unmstdnde ihrer Herstellung zum Vorwurf gereichen, greift
nicht durch. Ohne Kenntnis von den Umst&nden der Waren-
herstellung widren Vorwlirfe gegen den Erwerber ungerechtfer-
tigt, und eine allgemeine Verpflichtung, sich nach den Arbeits-
bedingungen bei der Herstellung der angebotenen Ware zu er-
kundigen, besteht fiir den Kdufer nicht. Zutreffend hat das
Berufungsgericht dariiber hinaus ausgefiihrt, daB8 nach der
Lebenserfahrung gerade bei Erzeugnissen aus Entwicklungslan-
dern kein Anhalt fiir die Annahme bestehe, daB die Arbeitsbe-
dingungen fiir die Wertschdtzung der Ware und den KaufentschluB
von wesentlicher Bedeutung seien. Auch das zeigt, daB das
Fehlen der von der Revision filr erforderlich gehaltenen
Warenkennzeichnung keine Irrefiihrung der in Betracht kommen-
den Verkehrskreise zur Folge hat. Unter diesen Umst&nden
kann die Riige der Revision keinen Erfolg haben, das Beru-
fungsgericht habe zu Unrecht die von der Kldgerin verlangte
Meinungsumfrage darilber nicht eingeholt, das8 die Arbeitsbe-
dingungen bei der Herstellung von Asbestwaren in Silidkorea
fliir die betelligten Verkehrskreise wesentlich und geeignet
seien, sie vom Kauf abzuhalten. Das Berufungsgericht hat es
ohne RechtsverstoB abgelehnt, dem Beweisantrag der Kldgerin
stattzugeben. Dazu hat es ausgefilhrt, es seien keinerlei
Umstédnde vorgetragen oder sonst ersichtlich, die dafiir
sprdchen, daB der Verkehr im Bereich des Vertriebs von
Asbestfabrikaten anders als sonst im Handel oder beim Ein-
kauf von Waren aus Entwicklungsl@ndern Angaben iliber die
Produktionsverhdltnisse erwarte. Im Hinblick auf diese Fest-
stellungen durfte das Berufungsgericht, ohne gegen § 286 ZPO
zu verstoBen, davon ausgehen, daB die Voraussetzungen fiir
die Veranstaltung einer Meinungsumfrage hier nicht gegeben
sind.
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III. Die Revision der Klidgerin war daher zurilickzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

v. Gamm Alff windisch
Zilch Piper



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAHEN DES VOLKES

	Verkündet am

	Justizhauptsekretärin ala Urknadsbeamter der Geachlftaatelle




